
Information zu Punkt 6
der Tagesordnung.

Wortlaut des 
Ermächtigungsbeschlusses 
der Hauptversammlung 
vom 26. April 2005 (Top 9).



Beschlussfassung über die Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel-
und/oder Optionsschuldverschreibungen (die jeweils auch wie eine
Gewinnschuldverschreibung mit dividendenabhängiger Verzinsung
ausgestattet werden können) unter Aufhebung der noch bestehen-
den Ermächtigung und die Schaffung eines weiteren bedingten Kapi-
tals und Satzungsänderung sowie die Möglichkeit zum Ausschluss
des Bezugsrechts. 

Vorstand und Aufsichtsrat schlagen vor zu beschließen: 

a) Ermächtigung zur Ausgabe von Wandel- und/ oder Optionsschuldver-
schreibungen und zum Ausschluss des Bezugsrechts

(1) Ermächtigungszeitraum, Nennbetrag, Aktienzahl, Laufzeit, 
Verzinsung

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats bis
zum 25. April 2010 einmalig oder mehrmals auf den Inhaber und/
oder auf den Namen lautende Wandel- und/oder Optionsschuldver-
schreibungen (nachstehend auch „Schuldverschreibungen“) im Ge-
samtnennbetrag von bis zu € 5.000.000.000 mit einer Laufzeit von
längstens dreißig Jahren auszugeben und den Inhabern bzw. Gläubi-
gern von Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf
Aktien der Deutschen Telekom AG mit einem anteiligen Betrag des
Grundkapitals von bis zu € 600.000.000 nach näherer Maßgabe der
Bedingungen der Schuldverschreibungen zu gewähren. Die Schuld-
verschreibungen können auch mit einer variablen Verzinsung ausge-
stattet werden, wobei die Verzinsung auch wie bei einer Gewinnschuld-
verschreibung vollständig oder teilweise von der Höhe der Dividende
der Gesellschaft abhängig sein kann.

(2) Währung, Ausgabe durch Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften

Die Schuldverschreibungen können außer in Euro auch – unter
Begrenzung auf den entsprechenden Euro-Gegenwert – in der gesetz-
lichen Währung eines OECD-Landes begeben werden. Sie können
auch durch unmittelbare oder mittelbar Mehrheitsbeteiligungsgesell-
schaften der Deutschen Telekom AG (Gesellschaften, an denen die
Deutsche Telekom AG unmittelbar oder mittelbar mit Mehrheit der
Stimmen und des Kapitals beteiligt ist) begeben werden; in diesem
Fall wird der Vorstand ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
für die Deutsche Telekom AG die Garantie für die Schuldverschrei-
bungen zu übernehmen und den Inhabern bzw. Gläubigern solcher
Schuldverschreibungen Wandlungs- bzw. Optionsrechte auf Aktien
der Deutschen Telekom AG zu gewähren bzw. zu garantieren.
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(3) Wandlungsrecht

Im Falle der Ausgabe von auf den Inhaber lautenden Wandelschuld-
verschreibungen erhalten die Inhaber und im Falle der Ausgabe von
auf den Namen lautenden Wandelschuldverschreibungen die Gläubi-
ger der Wandelschuldverschreibungen das Recht, ihre Wandelschuld-
verschreibungen nach Maßgabe der Bedingungen der Wandelschuld-
verschreibungen in Aktien der Gesellschaft umzutauschen. Das Um-
tauschverhältnis ergibt sich aus der Division des Nennbetrages einer
einzelnen Schuldverschreibung (Teilschuldverschreibung) durch den
festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie der Deutschen Telekom AG.
Das Umtauschverhältnis kann sich auch durch Division des unter 
dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrages einer Teilschuldver-
schreibung durch den festgesetzten Wandlungspreis für eine Aktie
der Deutschen Telekom AG ergeben. Es kann vorgesehen werden,
dass das Umtauschverhältnis variabel ist und der Wandlungspreis (vor-
behaltlich Ziff. 7) innerhalb einer festzulegenden Bandbreite in Ab-
hängigkeit von der Entwicklung des Kurses der Aktie der Deutschen
Telekom AG während der Laufzeit der Wandelschuldverschreibung
festgesetzt wird. Das Umtauschverhältnis kann in jedem Fall auf eine
ganze Zahl auf- oder abgerundet werden; ferner kann eine in bar zu
leistende Zuzahlung des Inhabers bzw. Gläubigers der Teilschuldver-
schreibung festgelegt werden. Im Übrigen kann vorgesehen werden,
dass Spitzen zusammengelegt und/oder in Geld ausgeglichen wer-
den. Der anteilige Betrag des Grundkapitals der bei der Wandlung
einer Teilschuldverschreibung auszugebenden Aktien darf den Nenn-
betrag oder einen unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag 
der Teilschuldverschreibungen nicht übersteigen.

(4) Optionsrecht

Im Fall der Ausgabe von Optionsschuldverschreibungen werden jeder
Teilschuldverschreibung ein oder mehrere Optionsscheine beigefügt,
die den Inhaber bzw. Gläubiger nach Maßgabe der Optionsbedingun-
gen zum Bezug von Aktien der Deutschen Telekom AG berechtigen.
Es kann vorgesehen werden, dass der Optionspreis (vorbehaltlich 
Ziff. 7) innerhalb einer festzulegenden Bandbreite in Abhängigkeit von
der Entwicklung des Kurses der Aktie der Deutschen Telekom AG wäh-
rend der Laufzeit der Optionsschuldverschreibung festgesetzt wird.
Die Optionsbedingungen können auch vorsehen, dass der Options-
preis auch durch Übertragung von Teilschuldverschreibungen und
gegebenenfalls eine bare Zuzahlung erfüllt werden kann. Der anteili-
ge Betrag am Grundkapital der je Teilschuldverschreibung zu bezie-
henden Aktien darf den Nennbetrag oder einen unter dem Nennbe-
trag liegenden Ausgabebetrag der Teilschuldverschreibung nicht
übersteigen. Soweit sich Bruchteile von Aktien ergeben, kann vorge-
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sehen werden, dass diese Bruchteile nach Maßgabe der Schuldver-
schreibungsbedingungen – gegebenenfalls gegen Zuzahlung – zum
Bezug ganzer Aktien aufaddiert werden können. Die Laufzeit des
Optionsrechts darf höchstens dreißig Jahre betragen. 

(5) Wandlungspflicht, Optionspflicht

Die Bedingungen der Schuldverschreibungen können auch eine
Wandlungs- oder Optionspflicht zum Ende der Laufzeit oder zu einem
früheren Zeitpunkt (nachstehend jeweils auch „Endfälligkeit“) oder das
Recht der Deutschen Telekom AG vorsehen, bei Endfälligkeit der Schuld-
verschreibungen den Gläubigern der Schuldverschreibungen ganz
oder teilweise anstelle der Zahlung des fälligen Geldbetrages Aktien
der Deutschen Telekom AG zu gewähren. In diesen Fällen kann der
Wandlungs- bzw. Optionspreis nach näherer Maßgabe der Schuld-
verschreibungsbedingungen dem Durchschnittskurs der Aktie der
Deutschen Telekom AG in der Schlussauktion im Xetra-Handel der
Deutsche Börse AG oder einem an die Stelle des Xetra-Systems getre-
tenen Nachfolgesystem während der zehn Börsentage vor oder nach
dem Tag der Endfälligkeit entsprechen, auch wenn dieser Durch-
schnittskurs unterhalb des unten unter Ziff. (7) genannten Mindest-
durchschnittskurses (80%) liegt. Der anteilige Betrag des Grundka-
pitals der auszugebenden Aktien darf auch in diesem Fall den Nenn-
betrag oder einen unter dem Nennbetrag liegenden Ausgabebetrag
der Teilschuldverschreibungen nicht übersteigen. § 9 Abs. 1 AktG in
Verbindung mit §199 Abs. 2 AktG ist zu beachten.

(6) Geldzahlung, Gewährung bestehender Aktien

Schließlich können die Schuldverschreibungsbedingungen festlegen,
dass die Gesellschaft im Fall der Wandlung oder Optionsausübung
bzw. nach Erfüllung der Wandlungs- bzw. Optionspflichten nicht Aktien
der Gesellschaft gewährt, sondern den Gegenwert in Geld zahlt, der
nach näherer Maßgabe der Schuldverschreibungsbedingungen dem
Durchschnittspreis der Aktie der Deutschen Telekom AG in der Schluss-
auktion im Xetra-Handel der Deutsche Börse AG oder einem an die
Stelle des Xetra-Systems getretenen Nachfolgesystem während der
ein bis zehn Börsentage vor oder nach Erklärung der Wandlung oder
Optionsausübung bzw., im Falle von Wandlungs- oder Optionspflich-
ten, vor oder nach dem Tag der Endfälligkeit entspricht. Die Schuld-
verschreibungsbedingungen können auch vorsehen, dass im Fall der
Wandlung oder Optionsausübung bzw. nach Erfüllung der Wand-
lungs- bzw. Optionspflichten nach Wahl der Gesellschaft statt neuen
Aktien aus bedingtem Kapital bereits bestehende Aktien der Gesell-
schaft gewährt werden können.



bers bzw. Gläubigers der Teilschuldverschreibung kann auch – soweit
möglich – das Umtauschverhältnis zur Ermäßigung des Wandlungs-
bzw. Optionspreises angepasst werden. Die Bedingungen können
darüber hinaus für den Fall der Kapitalherabsetzung oder anderer
ungewöhnlicher Maßnahmen bzw. Ereignisse (wie zum Beispiel Son-
derdividenden, Kontrollerlangung durch Dritte) eine Anpassung der
Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. Wandlungs- oder Optionspflich-
ten vorsehen. In all diesen Fällen erfolgt die Anpassung grundsätzlich
in Anlehnung an § 216 Abs. 3 AktG dergestalt, dass der wirtschaft-
liche Wert der Wandlungs- bzw. Optionsrechte bzw.-pflichten nach 
der Anpassung im Wesentlichen dem wirtschaftlichen Wert der Wand-
lungs- bzw. Optionsrechte bzw. -pflichten unmittelbar vor der die
Anpassung auslösenden Maßnahme entspricht.

(8) Bezugsrechtsgewährung, Bezugsrechtsausschluss

Die Schuldverschreibungen sollen von einem oder mehreren Kredit-
instituten oder einem Konsortium von Kreditinstituten mit der Ver-
pflichtung übernommen werden, sie den Aktionären zum Bezug an-
zubieten. Werden die Schuldverschreibungen von einer unmittelbaren
oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der Deutschen
Telekom AG ausgegeben, hat die Deutsche Telekom AG die Gewäh-
rung des Bezugsrechts für die Aktionäre der Deutschen Telekom AG
nach Maßgabe des vorstehenden Satzes sicherzustellen.

Der Vorstand ist jedoch ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats
das Bezugsrecht der Aktionäre auf die Schuldverschreibungen in
folgenden Fällen auszuschließen:

wenn die Schuldverschreibungen gegen Barzahlung ausgegeben
werden und der Ausgabepreis der Schuldverschreibungen ihren
nach anerkannten, insbesondere finanzmathematischen Methoden
ermittelten theoretischen Marktwert nicht wesentlich unterschreitet.
Diese Ermächtigung zum Bezugsrechtsausschluss gilt jedoch nur
für Schuldverschreibungen mit Wandlungs- oder Optionsrechten
bzw. -pflichten auf Aktien mit einem anteiligen Betrag von insge-
samt bis zu 10 % des Grundkapitals der Deutschen Telekom AG.
Für die Berechnung der 10 %-Grenze ist die Höhe des Grundkapi-
tals zum Zeitpunkt der Beschlussfassung der Hauptversammlung
über diese Ermächtigung oder – falls dieser Wert geringer ist – zum
Zeitpunkt der Ausübung der vorliegenden Ermächtigung maßge-
bend. Das Ermächtigungsvolumen verringert sich insoweit, als seit
Erteilung dieser Ermächtigung zurückerworbene eigene Aktien unter
Bezugsrechtsausschluss nach §186 Abs. 3 Satz 4 AktG veräußert
worden sind;
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(7) Wandlungs-/Optionspreis, Verwässerungsschutz

Der jeweils festzusetzende Wandlungs- oder Optionspreis für eine Aktie
muss mit Ausnahme der Fälle, in denen eine Wandlungs- oder Options-
pflicht vorgesehen ist (oben unter Ziff. 5), auch bei einem variablen
Umtauschverhältnis oder einem variablen Wandlungs- oder Options-
preis entweder mindestens 80% des durchschnittlichen Schlussauk-
tionspreises der Aktien der Deutschen Telekom AG im Xetra-Handel
der Deutsche Börse AG oder einem an die Stelle des Xetra-Systems
getretenen Nachfolgesystem an den letzten zehn Börsentagen vor
dem Tag der Beschlussfassung durch den Vorstand über die Ausgabe
der Wandel- oder Optionsschuldverschreibung (Tag der endgültigen
Entscheidung des Vorstands über die Abgabe eines Angebots zur
Zeichnung von Schuldverschreibungen bzw. über die Erklärung der
Annahme durch die Gesellschaft nach einer Aufforderung zur Abgabe
von Zeichnungsangeboten) betragen oder – für den Fall der Einräu-
mung eines Bezugsrechtes der Aktionäre – mindestens 80% des
durchschnittlichen Schlussauktionspreises der Aktie der Deutschen
Telekom AG im Xetra-Handel der Deutsche Börse AG oder einem an
die Stelle des Xetra-Systems getretenen Nachfolgesystem während
der Tage, an denen die Bezugsrechte auf die Wandel- oder Options-
schuldverschreibung an der Wertpapierbörse Frankfurt am Main
gehandelt werden, mit Ausnahme der beiden letzten Börsentage des
Bezugsrechtshandels, entsprechen. § 9 Abs. 1 AktG bleibt unberührt.

Der Wandlungs- bzw. Optionspreis kann unbeschadet des § 9 Abs. 1
AktG aufgrund einer Verwässerungsschutzklausel nach näherer Be-
stimmung der Schuldverschreibungsbedingungen durch Zahlung
eines entsprechenden Betrages in Geld durch die Gesellschaft bei
Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder bei der Erfüllung
einer Wandlungs- bzw. Optionspflicht oder durch Herabsetzung der
Zuzahlung des Inhabers bzw. Gläubigers der Teilschuldverschreibung
bzw. des Optionsscheins ermäßigt werden. Eine solche Ermäßigung
kommt insbesondere – aber nicht nur – in Betracht, wenn die Gesell-
schaft während der Wandlungs- oder Optionsfrist unter Einräumung
eines ausschließlichen Bezugsrechts an ihre Aktionäre oder durch
eine Kapitalerhöhung aus Gesellschaftsmitteln das Grundkapital er-
höht oder weitere Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen be-
gibt bzw. sonstige Wandlungs- oder Optionsrechte oder -pflichten
gewährt oder garantiert und den Inhabern bzw. Gläubigern schon
bestehender Wandlungs- und Optionsrechte oder -pflichten hierfür
kein Bezugsrecht in dem Umfang eingeräumt wird, wie es ihnen nach
Ausübung des Wandlungs- oder Optionsrechts bzw. nach Erfüllung
der Wandlungs- bzw. Optionspflicht zustünde. Statt einer Zahlung der
Gesellschaft in bar bzw. einer Herabsetzung der Zuzahlung des Inha-
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Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen Verpflichteten nach
Maßgabe der Schuldverschreibungsbedingungen. Die Ausgabe der
neuen Aktien erfolgt zu dem gemäß lit. a) jeweils zu bestimmenden
Wandlungs- bzw. Optionspreis. 

Die bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie 
die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen oder
Optionsscheinen aus Optionsschuldverschreibungen, die von der 
Deutschen Telekom AG oder deren unmittelbaren oder mittelbaren
Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungsbe-
schlusses der ordentlichen Hauptversammlung vom April 2005 bis
zum 25. April 2010 ausgegeben bzw. garantiert werden, von ihren
Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch machen oder die aus von
der Deutschen Telekom AG oder deren unmittelbaren oder mittelba-
ren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungs-
beschlusses der ordentlichen Hauptversammlung vom April 2005 bis
zum 25. April 2010 ausgegebenen oder garantierten Wandel- oder
Optionsschuldverschreibungen Verpflichteten ihre Wandlungs- bzw.
Optionspflicht erfüllen und das bedingte Kapital nach Maßgabe der
Schuldverschreibungsbedingungen benötigt wird. Die aufgrund der
Ausübung des Wandlungs- bzw. Optionsrechts oder der Erfüllung 
der Wandlungs- bzw. Optionspflicht ausgegebenen neuen Aktien neh-
men vom Beginn des Geschäftsjahres an, in dem sie entstehen, am
Gewinn teil. Der Vorstand wird ermächtigt, die weiteren Einzelheiten
der Durchführung der bedingten Kapitalerhöhung festzusetzen. Der
Aufsichtsrat wird ermächtigt, die Fassung der Satzung entsprechend
der jeweiligen Aktienausgabe zu ändern. 

d) Satzungsänderung

§ 5 der Satzung wird um folgenden neuen Absatz 6 ergänzt: 

„Das Grundkapital ist um € 600.000.000, eingeteilt in bis zu
234.375.000 Stückaktien, bedingt erhöht (Bedingtes Kapital IV). Die
bedingte Kapitalerhöhung wird nur insoweit durchgeführt, wie

a) die Inhaber bzw. Gläubiger von Wandelschuldverschreibungen
oder Optionsscheinen aus Optionsschuldverschreibungen, die von
der Deutschen Telekom AG oder deren unmittelbaren oder mittelbaren
Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des Ermächtigungs-
beschlusses der ordentlichen Hauptversammlung vom April 2005 bis
zum 25. April 2010 ausgegebenen bzw. garantiert werden, von ihren
Wandlungs- bzw. Optionsrechten Gebrauch machen oder

9

für Spitzenbeträge, die sich aufgrund des Bezugsverhältnisses
ergeben;

soweit es erforderlich ist, um den Inhabern oder Gläubigern von
bereits zuvor ausgegebenen Wandlungs- bzw. Optionsrechten bzw.
Inhabern oder Gläubigern von bereits zuvor ausgegebenen mit
Wandlungs- bzw. Optionspflichten ausgestatteten Schuldverschrei-
bungen ein Bezugsrecht in dem Umfang zu gewähren, wie es ihnen
nach Ausübung der Wandlungs- oder Optionsrechte bzw. nach Er-
füllung der Wandlungs- oder Optionspflichten zustünde.

(9) Ermächtigung zur Festlegung der weiteren Einzelheiten

Der Vorstand wird ermächtigt, mit Zustimmung des Aufsichtsrats die
weiteren Einzelheiten der Ausgabe und Ausstattung der Schuldver-
schreibungen, insbesondere Zinssatz, Ausgabekurs, Laufzeit und Stü-
ckelung, Verwässerungsschutzbestimmungen, den Wandlungs- bzw.
Optionszeitraum, weitere marktübliche Konditionen sowie im vorge-
nannten Rahmen Wandlungs- bzw. Optionspreis festzusetzen bzw. im
Einvernehmen mit den Organen der die Wandel- und/oder Options-
schuldverschreibungen begebenden Mehrheitsbeteiligungsgesell-
schaften der Deutschen Telekom AG festzulegen.

b) Aufhebung der durch die Hauptversammlung vom 29. Mai 2001 
erteilten Ermächtigung

Die von der Hauptversammlung am 29. Mai 2001 zu Punkt 11 der
Tagesordnung beschlossene Ermächtigung des Vorstands zur Ausga-
be von Wandel- und/oder Optionsschuldverschreibungen wird für 
die Zeit ab dem Wirksamwerden dieser Ermächtigung in dem Umfang
aufgehoben, wie von ihr noch nicht Gebrauch gemacht wurde.

c) Bedingte Kapitalerhöhung

Das Grundkapital wird um bis zu € 600.000.000 durch Ausgabe von
bis zu 234.375.000 neuen, auf den Namen lautenden Stückaktien
bedingt erhöht. Die bedingte Kapitalerhöhung dient der Gewährung
von Aktien bei Ausübung von Wandlungs- oder Optionsrechten bzw.
bei Erfüllung von Wandlungs- oder Optionspflichten aus Wandel- oder
Optionsschuldverschreibungen, die gemäß vorstehender Ermächti-
gung bis zum 25. April 2010 von der Gesellschaft oder durch eine
unmittelbare oder mittelbare Mehrheitsbeteiligungsgesellschaft der
Gesellschaft ausgegeben werden, an die Inhaber bzw. Gläubiger von
Wandelschuldverschreibungen oder Optionsscheinen bzw. an die aus
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b)die aus von der Deutschen Telekom AG oder deren unmittelbaren
oder mittelbaren Mehrheitsbeteiligungsgesellschaften aufgrund des 
Ermächtigungsbeschlusses der ordentlichen Hauptversammlung vom
April 2005 bis zum 25. April 2010 ausgegebenen oder garantierten 
Wandel- oder Optionsschuldverschreibungen Verpflichteten ihre Wand-
lungs- bzw. Optionspflicht erfüllen 

c) und das bedingte Kapital nach Maßgabe der Schuldverschreibungs-
bedingungen benötigt wird. 

Die neuen Aktien nehmen vom Beginn des Geschäftsjahres an, in
dem sie durch Ausübung von Wandlungs- bzw. Optionsrechten oder
durch Erfüllung von Wandlungs- bzw. Optionspflichten entstehen, 
am Gewinn teil. Der Vorstand ist ermächtigt, mit Zustimmung des Auf-
sichtsrats die weiteren Einzelheiten der Durchführung der bedingten
Kapitalerhöhung festzusetzen.“
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